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An den Herrn 
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Betr. : Internationale Kontingentierung des Stahlimports in die 
USA 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/4 193 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD beantworte ich na- 
mens der Bundesregierung wie folgt: 

1. Pressemeldungen zufolge sollen sich am Stahlexportgeschäft 
nach den USA beteiligte Stahlproduzenten auf eine Beschrän- 
kung und Quotierung ihrer Exporte in die USA geeinigt haben. 
Hat die Bundesregierung von einem solchen Abkommen Kennt- 
nis? Wenn ja, welchen Inhalt hat dieses internationale Abkom- 
men der Stahlproduzentcn? 

Die Bundesregierung hat Kenntnis von der inhaltlich überein- 
stimmenden Absicht der organisierten Stahlindustrien der Län- 
der der Europäischen Gemeinschaften und der japanischen 
Stahlindustrie, ihre Stahlexporte in die USA in den Jahren 1969 
bis 1971 zu beschränken. Die Beschränkung soll sich wie folgt 
bemessen: 

— 1969 Lieferung der europäischen und japanischen Stahlin- 
dustrie von nur je 5,216 Millionen metr. t; 

— 1970 und 1971 Ausfuhr einer um jeweils 5Vo gesteigerten 
Menge. 

(Im Vergleich zu den Stahlexporten des Jahres 1968 in die USA 
bedeutet das eine Beschränkung um etwa 20Vo.) 

In den gegenüber der amerikanischen Regierung abgegebenen 
Erklärungen wird u. a. davon ausgegangen, daß die USA ihrer- 
seits nichts unternehmen werden, um die Ausfuhren aus den 
Ländern der Montanunion und Japans einzuschränken (z. B. 
durch Kontingente, Erhöhung der Einfuhrzölle). 
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2. Hat die Bundesregierung geprüft, ob das Abkommen mit dem 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen und dem Vertrag 
über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und mit 
den Bestimmungen des GATT vereinbar ist? Wie lautet das Er- 
gebnis dieser Prüfung? 

a) Das Bundeskartellamt hat ein Verfahren eingeleitet, um fest- 
zustellen, ob das Vorgehen gegen das Kartellverbot des Ge- 
setzes gegen VV^ettbewerbsbeschränkungen (GWB) verstößt. 
Zur Klärung der Zuständigkeit und Abgrenzung gegenüber 
dem Montanvertrag hat sich das Amt an die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften gewandt. Eine Antwort 
steht noch aus. 

b) Die Voraussetzungen zu Artikel XI des GATT — allgemeine 
Befreiung des internationalen Handelsverkehrs von men- 
genmäßigen Beschränkungen — treffen für diesen Fall nicht 
zu. Das GATT gilt nur für Handlungen der Vertragspartner, 
setzt also staatliche Maßnahmen voraus. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung das Abkommen in handels- 
politischer Hinsicht, insbesondere im Hinblick auf ihre Politik, 
die Freiheit des internationalen Warenverkehrs zu erhalten und 
weiter auszubauen? 


Die Bundesregierung hat wiederholt ihre grundsätzliche Ein- 
stellung zu einer weltoffenen Handelspolitik zum Ausdruck 
gebracht. Die Bundesregierung steht allen Maßnahmen, mit de- 
nen handelspolitische Probleme in restriktiver und nicht expan- 
siver Weise gelöst werden sollen, ablehnend gegenüber. Die 
Selbstbeschränkungsregelung „StahP' hat die Bundesregierung 
in Anbetracht einer Vorlage zur gesetzlichen Einfuhrbeschrän- 
kung im amerikanischen Kongreß und der Vollauslastung der 
heimischen Werke als vorübergehende Maßnahme hingenom- 
men. 


4. Hält G.s die Bundesregierung für sinnvoll, Vereinbarungen mit 
den wichtigsten Handelspartnerländern außerhalb der EWG 
anzustreben, durch die der Handelsverkehr zwischen der Bun- 
desrepublik und der EWG einerseits und den wichtigsten Han- 
delspartnerländern andererseits gegen weltwirtschaftlich uner- 
wünschte Wettbewerbsbeschränkungen abgesichert werden? 


Die Beseitigung weltwirtschaftlich unerwünschter staatlicher 
Wettbewerbsbeschränkungen ist das erklärte Ziel des GATT. 
Zur Erreichung dieses Ziels enthält das Abkommen für die Ver- 
tragsparteien international verbindliche Bestimmungen. Dem 
Abkommen gehören alle wichtigen Handelspartner der Bundes- 
republik Deutschland und der EWG an. Die Bundesregierung 
hält es daher insoweit nicht für angezeigt, neben dem GATT 
noch zusätzliche Vereinbarungen anzustreben. 
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In bezug auf privatwirtschaftliche Abkommen, die sich wett- 
bewerbsbeschränkend auswirken, hält es die Bundesregierung 
dagegen für sinnvoll, internationale Vereinbarungen gegen 
weltwirtschaftlich unerwünschte Wettbewerbsbeschränkungen 
anzustreben. 


5. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu Plänen, 
w eifere SeiusUjescaidiikuiigbaukuiiiiiieii für ueii Export anderer 
Produkte in die USA, z. B. für Textilien, zu vereinbaren? 

Selbstbeschränkungsabkommen entsprechen im Prinzip nicht 
den Grundprinzipien des GATT. Dieser Grundsatz wurde auch 
in den kürzlich geführten Gesprächen mit dem Handelsminister 
der USA vertreten. Er gilt auch gegenüber einem weltweiten 
Abkommen über den Handel mit Textilien. 


Dr. Arndt 



